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Entwurf 
Bayerisches Staatsministerium für 

Umwelt und Verbraucherschutz 

 

Ihre Nachricht Unser Zeichen Telefon  München 
 58b-U4501-2026/6-2  Datum 
    

Zweite Anhörung zum Referentenentwurf einer Verordnung zur Änderung der Ab-
wasserverordnung und zur Änderung der Bundes-Bodenschutz- und Altlastenverord-
nung 

 

Sehr geehrte Damen und Herren, 

wir bedanken uns für die Möglichkeit der Stellungnahme zum Referentenentwurf ei-

ner Verordnung zur Änderung der Abwasserverordnung und zur Änderung der Bun-

des-Bodenschutz- und Altlastenverordnung im Rahmen der Beteiligung der Länder. 

Wir verweisen an dieser Stelle auch auf unsere bereits zur Ersten Anhörung erfolgte 

Stellungnahme vom 30.05.2022 (Az.: 58a-U4501-2022/7-4). Im Folgenden finden 

Sie unsere ergänzenden Anmerkungen und Änderungsvorschläge zu Artikel 1 des 

vorliegenden Referentenentwurfes. 

1. Zu Nummer 1 (Anhang 23) 

1.1 Stellungnahme 

Grundsätzlich halten wir es für angebracht mit der Umsetzung von BVT-Schlussfol-

gerungen auch den allgemeinen Stand der Technik zu überprüfen und ggf. anzupas-

sen. 
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Dennoch halten wir im vorliegenden Fall die Ausweitung des Anwendungsbereiches für reine 

Niederschlagswassereinleitungen auch auf nicht IED-Anlagen aus den bereits in unserer 

oben genannten Stellungnahme von 2022 genannten Gründen weder für gerechtfertigt noch 

für verhältnismäßig im Vergleich zum erforderlichen Vollzugsaufwand. 

Ferner wird in Teil B Abs (2) Satz 2 Nr. 2. gefordert: „Sofern bauliche Maßnahmen nach Satz 

1 Nummer 1 nicht möglich sind, ist die Oberfläche des betrieblichen Bereichs gegen die an-

fallenden Flüssigkeiten zu versiegeln. Die Art der Versiegelung ist in Abhängigkeit vom Ri-

siko einer durch die Abfälle verursachten Wasser- oder Bodenverunreinigung auszuführen.“ 

Wir sehen an dieser Stelle auch die Vorgaben der AwSV betroffen. Wir bitten Sie daher die 

Begrifflichkeiten zu prüfen und ggf. einen Abgleich mit der AwSV vorzunehmen. 

 

1.2. Erforderliche Änderungen 

Aufgrund der unter 1.1 vorgebrachten Anmerkungen halten wir folgende Änderungen im Re-

ferentenentwurf bzgl. Anhang 23 für erforderlich: 

• Teil A Absatz 1 Satz 1: „Dieser Anhang gilt für Abwasser, dessen Schadstofffracht im 

Wesentlichen aus folgenden Prozessen der Abfallbehandlung stammt: …“ 

• Teil A Absatz 1 Satz 2: „Er gilt ferner für betriebsspezifisch verunreinigtes Nieder-

schlagswasser, das in den genannten Bereichen bei Anlagen im Sinne des § 60 Ab-

satz 3 Satz 1 Nummer 2 des Wasserhaushaltsgesetzes oder des § 3 der Verordnung 

über genehmigungsbedürftige Anlagen anfällt.“ 

• Teil C Absatz 1: „An das Abwasser aus den Bereichen nach Teil A Absatz 1 Satz 1 

werden für die Einleitungsstelle in das Gewässer folgende Anforderungen gestellt: …“ 

2. Zu Nummer 2 (Anhang 27) 

2.1 Stellungnahme 

Auch hier halten wir es, wie bereits in unserer oben genannten Stellungnahme von 2022 und 

unter Punkt 1.1 ausgeführt für geboten, die Anforderungen an die Niederschlagswasserein-

leitung auf Anlagen zu beschränken, die unter die IE-RL fallen. 

In Teil B Abs (3) wird wie in Anhang 23 der Begriff Versiegelung verwendet. Wir bitten Sie wir 

unter 1.1 ausgeführt ggf. eine Abgleich mit der AwSV vorzunehmen. 

2.2. Erforderliche Änderungen 
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Referentenentwurf bzgl. Anhang 27 für erforderlich: 

• Teil A Absatz 1 Satz 1: „Dieser Anhang gilt für Abwasser, dessen Schadstofffracht im 

Wesentlichen aus folgenden Prozessen der Abfallbehandlung stammt: …“ 

• Teil A Absatz 1 Satz 2: „Dieser Anhang gilt ferner für betriebsspezifisch verunreinig-

tes Niederschlagswasser, das bei Anlagen im Sinne des § 60 Absatz 3 Satz 1 Num-

mer 2 des Wasserhaushaltsgesetzes oder des § 3 der Verordnung über genehmi-

gungsbedürftige Anlagen in den in Satz 1 genannten Bereichen sowie in den mit die-

sen in funktionalem und räumlichem Zusammenhang stehenden Lagerbereichen an-

fällt.“ 

• Teil C Satz 1: „An das Abwasser aus den Bereichen nach Teil A Absatz 1 Satz 1 wer-

den für die Einleitungsstelle in das Gewässer folgende Anforderungen gestellt: …“ 

• Teil D Satz 1: „An das Abwasser aus den Bereichen nach Teil A Absatz 1 Satz 1 wer-

den vor der Vermischung mit anderem Abwasser folgende Anforderungen gestellt: 

…“ 

3. Zu Nummer 3 (Anhang 28) 

Es sind keine Anmerkungen oder Änderungen veranlasst. 

4. Zu Nummer 4 (Anhang 33) 

4.1. Stellungnahme  

In der vorliegenden Fassung wird in Teil B (1) gefordert, „Die Abgasreinigung von Verbren-

nungsanlagen für Siedlungsabfall ist abwasserfrei durchzuführen. Dies wird von uns auch 

grundsätzlich befürwortet. Allerdings gilt es zu bedenken, dass auch Hausmüllverbrennungs-

anlagen gefordert sind, ihren Beitrag zur Klimaanpassung zu liefern. Daher gewinnen die 

Themen Wärmerückgewinnung aus dem Rauchgas und Abscheidung von Kohlendioxid zu-

nehmend an Bedeutung. Bei beiden Verfahren können aber erhebliche Mengen an Konden-

saten anfallen, die nicht mehr in den Verbrennungsprozess zurückgeführt werden können. 

Daher halten wir es für notwendig in diesen Fällen die Ableitung der anfallenden Kondensate 

zu ermöglichen. 

4.2. Erforderliche Änderungen 

Aufgrund der unter 4.1 vorgebrachten Anmerkungen schlagen wir folgende Änderung im Re-

ferentenentwurf bzgl. Anhang 33 vor: 
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• Teil B Absatz 1: Die Abgasreinigung von Verbrennungsanlagen für Siedlungsabfall ist 

abwasserfrei durchzuführen. Dies gilt nicht für Abwasser, das als Kondensat im Rah-

men der Wärmerückgewinnung oder der Abscheidung von Kohlendioxid aus dem 

Rauchgas anfällt. 

Im Mit freundlichen Grüßen 

gez. 
 

Regierungsdirektor 
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